
 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein

Aktenzeichen:   1 Sa 28/26  
4 Ca 1055 b/24 ArbG Neumünster

Beschluss vom 16.06.2026

In dem Rechtsstreit

pp.

hat die 1. Kammer des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein am 16. Juni 2026 

durch den Präsidenten des Landesarbeitsgerichts... als Vorsitzenden

beschlossen:

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Neu-
münster vom 12.02.2026 – 4 Ca 1055 b/24 wird auf seine Kosten als un-
zulässig verworfen.

Die Revisionsbeschwerde wird zugelassen.

-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann das Rechtsmittel der Revisionsbeschwerde zum Bun-
desarbeitsgericht einlegen.

Die Beschwerdeschrift muss 

binnen einer Notfrist von einem Monat 

nach Zustellung dieser Entscheidung bei dem 

Bundesarbeitsgericht, Hugo-Preuß-Platz 1, 99084 Erfurt
(Telefax: 0361/2636-2000, SAFE-ID: govello-1143466074128-000000748) 

eingehen.

Die Revisionsbeschwerdeschrift muss enthalten:
die Bezeichnung der Entscheidung, gegen die die Revisionsbeschwerde gerichtet wird 

und
die Erklärung, dass gegen diese Entscheidung Revisionsbeschwerde eingelegt werde.

Mit der Revisionsbeschwerdeschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift 
der angefochtenen Entscheidung vorgelegt werden.

Die Revisionsbeschwerde ist, sofern die Beschwerdeschrift keine Begründung enthält, 

binnen einer Frist von einem Monat 

zu begründen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der angefochtenen Entscheidung.

Die Begründung der Revisionsbeschwerde muss enthalten:

1. die Erklärung, inwieweit die Entscheidung des Beschwerdegerichts oder des Be-
rufungsgerichts angefochten und deren Aufhebung beantragt werde (Revisionsbe-
schwerdeanträge),
2. die Angabe der Revisionsbeschwerdegründe, und zwar 
a) die bestimmte Bezeichnung der Umstände, aus denen sich die Rechtsverlet-

zung ergibt;
b) soweit die Revisionsbeschwerde darauf gestützt wird, dass das Gesetz in Be-

zug auf das Verfahren verletzt sei, die Bezeichnung der Tatsachen, die den 
Mangel ergeben.

Die Schriftform ist auch durch die Einreichung eines elektronischen Dokuments an das 
elektronische Postfach des oben genannten Gerichts gewahrt, wenn das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten Signatur der verantwortenden Person versehen ist 
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oder das elektronische Dokument von der verantwortenden Person (einfach) signiert 
ist und auf einem der in § 46 c Abs. 4 ArbGG genannten sicheren Übermittlungswege 
elektronisch versandt wird.

Die Revisionsbeschwerde und die Revisionsbeschwerdebegründung müssen von ei-
nem bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

An seine Stelle kann auch ein Vertreter eines Verbandes (Gewerkschaften, Arbeitge-
bervereinigungen) oder eines Spitzenverbandes (Zusammenschlüsse solcher Verbän-
de) treten, sofern er kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt und die Partei 
Mitglied des Verbandes oder Spitzenverbandes ist. An die Stelle der vorgenannten 
Vertreter können auch Angestellte einer juristischen Person, deren Anteile sämtlich im 
wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, treten, sofern die juristi-
sche Person ausschließlich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder entsprechend 
deren Satzung durchführt und der Verband für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haf-
tet. Ist die Partei Mitglied eines Verbandes oder Spitzenverbandes, kann sie sich auch 
durch einen Vertreter eines anderen Verbandes oder Angestellten einer der oben ge-
nannten juristischen Personen mit vergleichbarer Ausrichtung vertreten lassen. Die 
Personen, die für diese Organisationen handeln, müssen über die Befähigung zum 
Richteramt verfügen.

Im Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht sind ausschließlich in Papierform über-
mittelte Rechtsmittelschriften, Rechtsmittelbegründungsschriften und wechselseitige 
Schriftsätze in siebenfacher Ausfertigung einzureichen – für jeden weiteren Beteiligten 
eine weitere Ausfertigung. Bei elektronischer Einreichung genügt die einmalige elek-
tronische Übermittlung; bitte verzichten Sie insoweit auf die vorsorgliche Übersendung 
in Papierausfertigung.
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A. 

Die Parteien streiten im Berufungsverfahren um einen Zahlungsanspruch der Beru-

fungsbeklagten (im Folgenden: Klägerin) gegen den Berufungskläger (im folgenden: 

Beklagten).

Das Arbeitsgericht hat den Beklagten mit Urteil vom 12.02.2026 zur Zahlung von 

EUR 21.580,72 verurteilt und die weitergehende Klage abgewiesen. Gegen das am 

17.02.2026 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 17.03.2026 Berufung eingelegt. 

Auf seinen Antrag ist die Frist zur Berufungsbegründung bis zum 18.05.2026 verlän-

gert worden.

Am 18.05.2026 ist im besonderen elektronischen Behördenpostfach (BehPo) des 

Landesarbeitsgerichts der Schriftsatz des Beklagten mit der Berufungsbegründung 

eingegangen. Der Eingang auf dem Server des Gerichts erfolgte um 10:54 Uhr. Über 

das Vorliegen eines Eingangs erhielt die zuständige Geschäftsstellenmitarbeiterin 

eine Information per E-Mail. Über den weiteren Ablauf fertigte die Mitarbeiterin einen 

Vermerk, der wie folgt lautet:

„Am 18.05.2026 hatte ich im HomeOffice Probleme, das beBPO zu öffnen und habe 

daraufhin den Verwaltungsreferenten des Landesarbeitsgerichts, Herrn M... B. um 

13:40 Uhr telefonisch gebeten, einmal in das beBPO zu schauen, um mir mitzuteilen, 

was für Eingänge dort aufgelaufen sind. Herr B… teilte mir mit, dass sich dort ein 

Eingang in Verwaltungssachen befindet. Am 19.05.2026 gegen 10:16 Uhr habe ich 

das beBPO geöffnet, um diesen Eingang zu bearbeiten. Dabei habe ich den Eingang 

in der Rechtssache 1 Sa 28/26 gesehen, der laut Anzeige am 18.05.2026 um 

10:54:17 auf dem Server eingegangen sein soll, aber für Herrn B... am 18.05.2026 

gegen 13:40 Uhr nicht ersichtlich war.“

Die Berufungsbegründung ist dann am 19.05.2026 von der Geschäftsstellenmitarbei-

terin in die elektronische Gerichtsakte weitergeleitet worden.
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Mit Verfügung vom 19.05.2026 ist der Beklagte unter Darstellung des obigen Sach-

verhalts darauf hingewiesen worden, dass beabsichtigt sei, seine Berufung als unzu-

lässig zu verwerfen.

Mit Schreiben vom selben Tag hat der Beklagte einen Wiedereinsetzungsantrag über 

das EGVP des Gerichts eingereicht und diesem die Berufungsbegründung als Anla-

ge beigefügt.

Hierzu hat er vorgetragen: Sein Prozessbevollmächtigter habe festgestellt, dass die 

Berufungsbegründung fälschlicherweise an das BehPo versandt worden sei. Dieser 

habe im Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs davon abgesehen, 

den Berufungsschriftsatz noch einmal an das richtige Postfach zu senden, da er 

davon ausgegangen sei, dass der Schriftsatz im ordentlichen Geschäftsgang weiter-

geleitet und noch rechtzeitig innerhalb der Frist im korrekten Postfach beim Rechts-

mittelgericht eingehen werde. Es sei schließlich erst später Vormittag des 18.05.2026 

gewesen und kein Freitag, sodass er auf eine fristgerechte Weiterleitung habe ver-

trauen dürfen.

Die Klägerin beantragt die Zurückweisung des Wiedereinsetzungsantrags und die 

Verwerfung der Berufung als unzulässig.

Das Gericht hat eine amtliche Auskunft der Verwaltung des Landesarbeitsgerichts zu 

den Vorgaben und tatsächlichen Abläufen in den Geschäftsstellen beim Landesar-

beitsgericht eingeholt. Wegen des Inhalts der Anfrage und der Antwort der Verwal-

tung des Landesarbeitsgerichts wird auf Bl. 109 – 112 d.A. verwiesen.

B.

Die Berufung des Beklagten ist unzulässig, da er die Frist zur Berufungsbegründung 

versäumt hat. Sein zulässiger Wiedereinsetzungsantrag ist unbegründet.

I. Die Berufung des Beklagten ist gemäß den §§ 64 Abs. 6 S. 1 ArbGG, 522 Abs. 1 

S. 2 ZPO als unzulässig zu verwerfen. Der Beklagte hat die bis zum 18.05.2026 lau-
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fende Frist zur Begründung nicht gewahrt. Seine Berufungsbegründung ist erst am 

19.05.2026 im für den Eingang der Berufungsbegründung vorgesehenen EGVP ein-

gegangen und damit nach Fristablauf.

Der Eingang der Berufungsbegründung im BehPo des Landesarbeitsgerichts am 

18.05.2026 wahrt die Begründungsfrist nicht. Das BehPo der Verwaltung des Lan-

desarbeitsgerichts ist nicht der für dieses Gericht eingerichtete Empfänger-Intermedi-

är im Netzwerk für das EGVP (BAG v. 04.03.2026 – 5 AZB 26/25 – Rn. 6). Damit ist 

bei einem Eingang im BehPo der Schriftsatz mit der Berufungsbegründung noch 

nicht in den Verfügungsbereich des zuständigen Gerichts gebracht worden (BAG, 

aaO., Rn. 5). Das entspricht auch der Rechtsprechung der erkennenden Kammer 

(Beschl. v. 10.02.2026 – 1 Sa 171/25) und wird auch vom Beklagten nicht in Abrede 

gestellt.

II. Dem Beklagten ist auf seinen nach § 233 S.1 ZPO statthaften, innerhalb der Frist 

des § 234 Abs. 1 S. 2 ZPO eingelegten Antrag keine Wiedereinsetzung in den vori-

gen Stand zu gewähren. Er war an der Fristeinhaltung nicht ohne sein Verschulden 

verhindert, wie § 233 S. 1 ZPO dies voraussetzt. Das Verschulden des Beklagten 

war auch kausal für die Versäumung der Begründungsfrist.

1. Der Beklagte hat die Frist zur rechtmäßigen Einreichung der Berufungsbegrün-

dung schuldhaft versäumt.

a) Ein Rechtsanwalt hat durch organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass 

ein fristgebundener Schriftsatz rechtzeitig gefertigt wird und innerhalb der laufenden 

Frist beim zuständigen Gericht eingeht. Die anwaltlichen Sorgfaltspflichten im Zu-

sammenhang mit der Übermittlung von fristgebundenen Schriftsätzen per beA ent-

sprechen dabei denjenigen bei Übersendung von Schriftsätzen per Telefax. Auch bei 

der Nutzung des beA ist es deshalb unerlässlich, den Versandvorgang zu überprü-

fen. Die Kontrollpflichten erstrecken sich ua. darauf, ob die Übermittlung vollständig 

und an das richtige Gericht erfolgte sowie ob die richtige Datei übermittelt wurde. 

Diese Sorgfaltsanforderungen hat der Rechtsanwalt selbst zu erfüllen, wenn er - wie 
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vorliegend - persönlich die Versendung der fristwahrenden Schriftsätze übernimmt 

(BAG, aaO, Rn.13).

b) Nach dem Vortrag des Beklagten hat sein Prozessbevollmächtigter den Versand-

vorgang überprüft und dabei festgestellt, dass der Schriftsatz an das BehPo versandt 

worden war. Ihm ist auch bewusst gewesen, dass es sich hierbei um das falsche 

Postfach handelte. Von einer erneuten Übersendung an das EGVP hat er bewusst 

abgesehen und im Hinblick auf den Eingang am späten Vormittag des Tags des 

Fristablaufs auf die Weiterleitung durch das Gericht vertraut.

c) Damit hat der Prozessbevollmächtigte des Beklagten schuldhaft seine Pflicht ver-

letzt. Er hat die ihn treffende Pflicht zur ordnungsgemäßen Versendung der Beru-

fungsbegründung missachtet, in dem er den falschen Empfänger ausgewählt hat, 

und diesen Fehler nicht korrigiert, obwohl ihm dies ohne weiteres möglich gewesen 

wäre.

d) Dem Beklagten wird das schuldhafte Handeln seines Prozessbevollmächtigten ge-

mäß § 85 Abs. 2 ZPO zugerechnet.

2. Die Pflichtverletzung des Prozessbevollmächtigten des Beklagten war auch kausal 

für die Versäumung der Frist zur Berufungsbegründung. Hätte er seine Berufungsbe-

gründung am 18.05. noch einmal an das EGVP des Gerichts übersandt, hätte der 

Beklagte die Berufungsbegründungsfrist gewahrt.

Diese Kausalität entfällt nicht deswegen, weil der Prozessbevollmächtigte auf eine in-

nerhalb der Frist erfolgende Weiterleitung seiner Berufungsbegründung in die elek-

tronische Akte des Landesarbeitsgerichts vertrauen durfte.

a)  Geht ein fristgebundener Schriftsatz statt beim Rechtsmittelgericht bei dem erstin-

stanzlichen Gericht ein, ist dieses nach ständiger Rechtsprechung des Bundesge-

richtshofs grundsätzlich verpflichtet, den Schriftsatz im ordentlichen Geschäftsgang 

an das Rechtsmittelgericht weiterzuleiten. Dies folgt aus dem verfassungsrechtlichen 

Anspruch des Rechtsuchenden auf ein faires Verfahren (Art. 2 Abs. 1 GG iVm. dem 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE001800314/format/xsl?oi=83xCAUhB9K&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Rechtsstaatsprinzip). Ist der Eingang des Schriftsatzes so zeitig, dass die fristgerech-

te Weiterleitung an das Rechtsmittelgericht im ordentlichen Geschäftsgang ohne wei-

teres erwartet werden kann, darf die Partei darauf vertrauen, dass sein Schriftsatz 

noch rechtzeitig beim Rechtsmittelgericht eingeht. Geschieht dies tatsächlich nicht, 

wirkt sich das Verschulden der Partei oder ihres Prozessbevollmächtigten nicht mehr 

aus, so dass ihr Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren ist (BAG, aaO., 

Rn. 16 mwN). Diese Grundsätze wendet das Bundesarbeitsgericht auch für den Fall 

an, dass ein Eingang nicht bei einem anderen Gericht erfolgt, sondern wenn er – wie 

im vorliegenden Fall – bei Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs in einem an-

deren Intermediär desselben Gerichts erfolgt. Dem folgt die erkennende Kammer.

b) Zur Frage, was von einem Gericht im Rahmen eines ordnungsgemäßen Ge-

schäftsgangs erwartet werden kann, hat der BGH ausgeführt, es könne üblicherwei-

se damit gerechnet werden, dass ein auf der zuständigen Geschäftsstelle eingehen-

der Geschäftsgang dem zuständigen Richter am nächsten Werktag vorgelegt werde. 

Ferner könne erwartet werden, dass diese Geschäftsstelle die richterliche Verfügung 

zur Weiterleitung des Schriftsatzes an die richtige Gerichtsadresse am darauf folgen-

den Werktag ausführen werde (BGH v. 24.09.2025 – VIII ZB 34/24). Der BGH geht 

also davon aus, dass eine Weiterleitung eines Schriftsatzes innerhalb von zwei Ar-

beitstagen noch im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsgangs erfolgt.

c) Danach durfte der Prozessbevollmächtigte des Beklagten nicht darauf vertrauen, 

dass die Berufungsbegründung noch am selben Tag von der Geschäftsstellenmitar-

beiterin in das EGVP des Gerichts weitergeleitet werden würde. Eine Weiterleitung 

eines Schriftsatzes aus dem BehPo in die elektronische Akte im ordentlichen Ge-

schäftsgang beim Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein liegt noch vor, wenn die-

se am nächsten Arbeitstag erfolgt. Erst eine Weiterleitung am übernächsten Tag ist 

regelmäßig nicht mehr im ordentlichen Geschäftsgang erfolgt.

aa) Die erkennende Kammer schließt sich der Auffassung des BGH an, wonach re-

gelmäßig davon ausgegangen werden kann, dass zwischen dem Eingang eines 

Schriftsatzes und dessen Bearbeitung durch die Geschäftsstelle üblicherweise ein 
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Arbeitstag liegt. Dieser Zeitablauf ist dem regelmäßigen Arbeitsanfall in den Ge-

schäftsstellen der Gerichte geschuldet. 

bb) Im Hinblick auf die Besonderheiten des vorliegenden Falls, bei dem der Eingang 

nicht bei einem unzuständigen Gericht, sondern im falschen Eingangspostfach des 

zuständigen Gerichts erfolgte, ist – anders als in dem der BGH-Entscheidung zu-

grundeliegenden Sachverhalt – allerdings festzuhalten, dass die Weiterleitung des 

Schriftsatzes aus dem BehPo in die elektronische Akte am übernächsten Tag jeden-

falls beim LAG Schleswig-Holstein nicht mehr im Rahmen eines ordnungsgemäßen 

Geschäftsgangs erfolgt. Das folgt aus dem im Rahmen der vom Gericht eingeholten 

amtlichen Auskunft von der Verwaltung des Landesarbeitsgerichts vorgelegten Kon-

zepts zum Behördenpostfach für die Justizverwaltungen in Schleswig-Holstein, das 

auch beim Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein umgesetzt wird. Nach diesem ist 

ein zu einem laufenden Verfahren eingereichter, falsch adressierter Schriftsatz (Irr-

läufer) unverzüglich direkt vom Behpo in die elektronische Akte in VIS-Justiz weiter-

zuleiten. Einer richterlichen Verfügung und damit der Vorlage der Akte an den Rich-

ter, wie der BGH angenommen hat, bedarf es also nicht. Dem zufolge bedarf es kei-

nes weiteren Arbeitsschritts, der die Annahme rechtfertigt, eine Weiterleitung des 

Schriftsatzes sei auch nach zwei Tagen noch im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 

erfolgt.

cc) Entsprechend diesen allgemeinen Grundsätzen wird auch beim Landesarbeitsge-

richt Schleswig-Holstein verfahren: 

Nach der von der Verwaltung des Landesarbeitsgerichts eingeholten Auskunft gibt es 

für die Geschäftsstellenmitarbeiter des Landesarbeitsgerichts keine (zusätzlichen) 

konkreten schriftlichen oder mündlichen Anweisungen, wann sie einen Eingang im 

Verwaltungspostfach zu bearbeiten haben. Insbesondere sind die Mitarbeiter nicht 

angewiesen, etwa vor Beendigung ihrer Arbeitszeit das BehPo auf etwaige Irrläufer 

zu kontrollieren. Zu einer derartigen Anweisung besteht auch aus Rechtsgründen 

kein Anlass (vgl. BGH v. 12.05.2016 – IX ZB 75/15, Rn. 16). Vorgeschrieben ist allein 

eine „unverzügliche“, also ohne schuldhaftes Zögern durchzuführende Bearbeitung. 

Eine solche Bearbeitung kann nach der Auskunft der Verwaltung des Landesarbeits-
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gerichts auch erst am Folgetag erfolgen. Demnach ist die Bearbeitung eines Ein-

gangs im BehPo sowohl am Tag des Eingangs selbst, wie auch am nächsten Tag 

noch im Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsgangs erfolgt.

d) Nach diesen Grundsätzen durfte der Prozessbevollmächtigte des Beklagten nicht 

darauf vertrauen, dass sein Schriftsatz im Rahmen eines ordnungsgemäßen Ge-

schäftsgangs noch innerhalb der Berufungsbegründungsfrist in die elektronische Ge-

richtsakte weitergeleitet werden würde. Sein Schriftsatz wurde am nächsten Arbeits-

tag und damit noch im Rahmen eines ordentlichen Geschäftsgangs – aber nach 

Fristablauf – weitergeleitet.

Unerheblich ist, aus welchen Gründen die Bearbeitung der Berufungsbegründung am 

Tag des Eingangs unterblieb. Das lässt sich regelmäßig nicht weiter aufklären. Er-

sichtlich ist im vorliegenden Fall nur, dass jedenfalls um 13:40 Uhr die Berufungsbe-

gründung noch nicht im BehPo des Landesarbeitsgerichts ersichtlich war. Die Frage, 

wann eine Weiterleitung im ordnungsgemäßen Geschäftsgangs erfolgt, ist aber aus 

Gründen der Rechtssicherheit abstrakt zu beantworten. Auf die konkreten Umstände 

des Geschäftsablaufs im Gericht kommt es nicht an. Ob dies anders ist, wenn ein 

fristgebundener Eingang „bewusst“ nicht weitergeleitet wird, bedarf hier keiner Ent-

scheidung. Für die Annahme einer bewussten Verzögerung der Weiterleitung der Be-

rufungsbegründung in die Gerichtsakte bietet der Sachverhalt keinen Anlass.

e) Da der Fehler des Prozessbevollmächtigten des Beklagten somit auch kausal für 

die Fristversäumung, war kommt eine Wiedereinsetzung nicht in Betracht.

III. Diese Entscheidung ergeht gemäß den §§ 64 Abs. 6 ArbGG, 522 Abs 2 S.3 ZPO 

durch Beschluss, den der Vorsitzende gemäß den §§ 64 Abs.7, 53 Abs. 1 S.1 ArbGG 

allein fasst. Die Zulassung der Revisionsbeschwerde beruht auf den §§ 77, 72 Abs. 2 

ArbGG. Die Kammer misst der Frage, wie der ordnungsgemäße Geschäftsgang ei-

nes Gerichts seit Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs zu ermitteln ist, 

grundsätzliche Bedeutung zu.

...


